
 

Synopse 
 

Alt Neu 

Rechnungsprüfungsordnung 
der Stadt Coesfeld 

vom 14.01.2009 in der Fassung der 1. Änderungs-
satzung vom 08.02.2011 

 
Zur Durchführung der in den §§ 59 Abs. 3 und 101 
– 104 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. 06. 2008 
(GV NRW S. 514), enthaltenen Bestimmungen hat 
der Rat der Stadt Coesfeld am 16.12.2008 folgen-
de Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 

Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Coesfeld 
vom XX.XX.XXXX 

 
 
 
Zur Durchführung der in den §§ 59 Abs. 3 und 4 
und 101 – 104 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
in der zurzeit gültigen Fassung enthaltenen Bestim-
mungen hat der Rat der Stadt Coesfeld am 
XX.XX.XXXX folgende Rechnungsprüfungsordnung 
beschlossen: 
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§ 1 Geltungsbereich 
(1) Die Stadt Coesfeld unterhält eine örtliche Rech-
nungsprüfung.  

(2) Die Rechnungsprüfungsordnung bestimmt Rah-
men und Grundsätze für die Tätigkeit der örtlichen 
Rechnungsprüfung der Stadt Coesfeld.  

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Die Stadt Coesfeld unterhält eine örtliche Rech-
nungsprüfung.  

(2) Die Rechnungsprüfungsordnung bestimmt Rah-
men und Grundsätze für die Tätigkeit der örtlichen 
Rechnungsprüfung der Stadt Coesfeld.  

§ 2 Rechtliche Stellung 
(1) Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem Rat un-
mittelbar verantwortlich und in ihrer sachlichen Tä-
tigkeit ihm unmittelbar unterstellt.  

(2) Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der 
Dienstkräfte der örtlichen Rechnungsprüfung.  

(3) In der Beurteilung der Prüfungsvorgänge ist die 
örtliche Rechnungsprüfung an Weisungen nicht ge-
bunden und nur dem Gesetz unterworfen.  

§ 2 Rechtliche Stellung 

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung ist dem Rat un-
mittelbar verantwortlich und in ihrer sachlichen Tä-
tigkeit ihm unmittelbar unterstellt.  

(2) Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der 
Dienstkräfte der örtlichen Rechnungsprüfung.  

(3) In der Beurteilung der Prüfungsvorgänge ist die 
örtliche Rechnungsprüfung an Weisungen nicht ge-
bunden und nur dem Gesetz unterworfen.  

 



(4) Die örtliche Rechnungsprüfung führt den mit den 
Prüfungsgeschäften verbundenen Schriftverkehr 
selbständig.  

(5) Für den allgemeinen Geschäftsbetrieb der Rech-
nungsprüfung sind die für alle städt. Fachbereiche 
und Dienstkräfte geltenden Vorschriften und Anwei-
sungen maßgebend.  

(6) In Erfüllung ihrer Aufgaben ist die örtliche Rech-
nungsprüfung Gemeindeorgan und gemäß § 13 
Abs. 3 DSG NRW berechtigt, personenbezogene 
Daten zu nutzen. 

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung führt den mit den 
Prüfungsgeschäften verbundenen Schriftverkehr 
selbständig.  

(5) Für den allgemeinen Geschäftsbetrieb der 
Rechnungsprüfung sind die für alle städt. Fachbe-
reiche und Dienstkräfte geltenden Vorschriften und 
Anweisungen maßgebend.  

(6) In Erfüllung ihrer Aufgaben ist die örtliche Rech-
nungsprüfung Gemeindeorgan und gemäß § 9 Abs. 
1 DSG NRW berechtigt, personenbezogene Daten 
zu nutzen. 

§ 3 Organisation, Bestellung und Abberufung 
(1) Die örtliche Rechnungsprüfung besteht aus der 
Leitung, den Prüferinnen und Prüfern sowie sonsti-
gen Beschäftigten.  

(2) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer der 
örtlichen Rechnungsprüfung werden vom Rat be-
stellt und abberufen.  
 
 

(3) Sie müssen persönlich für die Aufgaben der örtli-
chen Rechnungsprüfung geeignet sein und über die 
erforderlichen Fachkenntnisse verfügen.  

§ 3 Organisation, Bestellung und Abberufung 

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung besteht aus der 
Leitung, den Prüferinnen und Prüfern sowie sonsti-
gen Beschäftigten.  

(2) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer der 
örtlichen Rechnungsprüfung werden vom Rat be-
stellt und abberufen. Bestellung und Abberufung er-
folgen nach Maßgabe des § 101 Abs. 3 bis 5 GO 
NRW. 

(3) Sie müssen persönlich für die Aufgaben der ört-
lichen Rechnungsprüfung geeignet sein und über 
die erforderlichen Fachkenntnisse verfügen. 

§ 4 Gesetzliche Aufgaben 
Die örtliche Rechnungsprüfung hat folgende gesetz-
liche Aufgaben gemäß § 103 Abs. 1 GO NRW:  
 
1.  die Prüfung des Jahresabschlusses der Stadt (§ 

101 GO NRW),  

2.  die Prüfung der Jahresabschlüsse der in § 97 
Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 GO NRW benannten Son-
dervermögen  

3.  die Prüfung des Gesamtabschlusses,  
 
 

4.  die laufende Prüfung der Vorgänge in der Fi-
nanzbuchhaltung zur Vorbereitung der Prüfung 
des Jahresabschlusses,  

5.  die dauernde Überwachung der Zahlungsab-
wicklung der Stadt und ihrer Sondervermögen 
sowie die Vornahme der Prüfungen,  

6.  bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit 
Hilfe automatisierter Datenverarbeitung (DV-
Buchführung) der Stadt und ihrer Sondervermö-
gen die Prüfung der Programme vor ihrer An-
wendung,  

7.  die Prüfung der Finanzvorfälle gemäß § 100 
Abs. 4 der Landeshaushaltsordnung,  

8.  die Prüfung von Vergaben 

§ 4 Gesetzliche Aufgaben 

(1) Die örtliche Rechnungsprüfung hat gem. § 102 
Abs. 1 und gem. § 104 Abs. 1 GO NRW folgende 
gesetzliche Aufgaben: 
1. die Prüfung des Jahresabschlusses und des La-

geberichtes der Stadt, 

2. die Prüfung der Jahresabschlüsse der in § 97 

Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 GO NRW benannten Son-

dervermögen, 

3. die Prüfung des Gesamtabschlusses und des 

Gesamtlageberichtes sofern ein solcher aufge-

stellt wird.  

4. die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanz-

buchhaltung zur Vorbereitung der Prüfung des 

Jahresabschlusses,  

5. die dauernde Überwachung der Zahlungsabwick-

lung der Stadt und ihrer Sondervermögen sowie 

die Vornahme der Prüfungen,  

6. bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit Hilfe 

automatisierter Datenverarbeitung (DV-Buchfüh-

rung) der Stadt und ihrer Sondervermögen die 

Prüfung der Programme vor ihrer Anwendung,   

 

 

7. die Prüfung von Vergaben  



 
 
In die Prüfung des Jahresabschlusses sind die Ent-
scheidungen und Verwaltungsvorgänge aus dele-
gierten Aufgaben (z.B. Sozialhilfeaufgaben) einzu-
beziehen, wenn diese insgesamt finanziell von er-
heblicher Bedeutung sind.  
Gemäß § 92 Abs. 4 und 5 GO NRW prüft die örtli-
che Rechnungsprüfung die Eröffnungsbilanz. 

8. die Wirksamkeit interner Kontrollen im Rahmen 

des internen Kontrollsystems 

(2) In die Prüfung des Jahresabschlusses sind die 
Entscheidungen und Verwaltungsvorgänge aus de-
legierten Aufgaben (z.B. Sozialhilfeaufgaben) einzu-
beziehen, wenn diese insgesamt finanziell von er-
heblicher Bedeutung sind.  
 

 

§ 5 Übertragene Aufgaben 
Der Rat überträgt der örtlichen Rechnungsprüfung 
aufgrund des § 103 Abs. 2 GO NRW  
 
(1) die Prüfung der Verwaltung und der Sonderver-
mögen der Stadt auf Ordnungsmäßigkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit,  

(2) die Prüfung der Betätigung der Stadt als Gesell-
schafter, Aktionär oder Mitglied in Gesellschaften 
und anderen Vereinigungen des privaten Rechts o-
der in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen 
Rechts gemäß § 114 a GO NRW (einschließlich der 
Prüfung der Beteiligungsverwaltung),  

(3) die Buch- und Betriebsprüfung, die sich die Stadt 
bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eines Darle-
hens oder sonst vorbehalten hat,  

(4) die Beratung der Verwaltung und der Sonderver-
mögen der Stadt im Rahmen der vorgenannten Auf-
gaben, auch mit dem Ziel der Prävention von Unre-
gelmäßigkeiten,  

(5) die Prüfung von Bauausführungen und Bauab-
rechnungen (technische Prüfung),  

(6) die Prüfung von Buchungsbelegen vor ihrer Zu-
leitung an die Geschäftsbuchhaltung (Visa-Kon-
trolle), soweit die Leitung der örtlichen Rechnungs-
prüfung dies aus besonderem Anlass zeitweilig für 
erforderlich hält,  

(7) die Mitwirkung bei der Aufklärung von Fehlbe-
ständen am Vermögen der Stadt, ohne Rücksicht 
auf Art und Entstehungsgrund,  

(8) die gutachtliche Stellungnahme zu allen beab-
sichtigten wichtigen organisatorischen Änderungen 
und wesentlichen Neueinrichtungen in der Verwal-
tung, insbesondere auf dem Gebiet des Finanzma-
nagements,  

(9) die Prüfung der Gebührenbedarfsberechnungen 
und der Kostenrechnungen,  

(10) die Jahresabschlussprüfung des Zweckverban-
des Musikschule.  

§ 5 Übertragene Aufgaben 

(1) Der Rat überträgt der örtlichen Rechnungsprü-
fung aufgrund des § 104 Abs., 2 und 3 GO 
NRW  

1. die Prüfung der Verwaltung und der Sonderver-
mögen der Stadt auf Ordnungsmäßigkeit, Wirt-
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit,  

2. die Prüfung der Betätigung der Stadt als Gesell-
schafter, Aktionär oder Mitglied in Gesellschaften 
und anderen Vereinigungen des privaten Rechts 
oder in der Rechtsform der Anstalt des öffentli-
chen Rechts gemäß § 114 a GO NRW (ein-
schließlich der Prüfung der Beteiligungsverwal-
tung),  

3. die Buch- und Betriebsprüfung, die sich die Stadt 
bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eines Dar-
lehens oder sonst vorbehalten hat,  

4. die Beratung der Verwaltung und der Sonderver-
mögen der Stadt im Rahmen der vorgenannten 
Aufgaben, auch mit dem Ziel der Prävention von 
Unregelmäßigkeiten,  

5. die Prüfung von Bauausführungen und Bauab-
rechnungen (technische Prüfung),  

6. die Prüfung von Buchungsbelegen vor ihrer Zulei-
tung an die Geschäftsbuchhaltung (Visa-Kon-
trolle), soweit die Leitung der örtlichen Rech-
nungsprüfung dies für erforderlich hält,  

7. die Mitwirkung bei der Aufklärung von Fehlbe-
ständen am Vermögen der Stadt, ohne Rücksicht 
auf Art und Entstehungsgrund,  

8. die gutachtliche Stellungnahme zu allen beab-
sichtigten wichtigen organisatorischen Änderun-
gen und wesentlichen Neueinrichtungen in der 
Verwaltung, insbesondere auf dem Gebiet des Fi-
nanzmanagements,  

9. die Prüfung der Gebührenbedarfsberechnungen 
und der Kostenrechnungen,  

10. die Jahresabschlussprüfung des Zweckverban-
des Musikschule.  



(11) die Prüfung von Vergaben sowie Bauausfüh-
rung und Bauabrechnung für die Stadtentwicklungs-
gesellschaft,  

(12) die Prüfung der Verwendung der Betriebskos-
tenzuschüsse der Kindergartenträger,  

(13) die Aufgaben zur Korruptionsvorbeugung und 
Korruptionsbekämpfung,  

(14) die Prüfung in den Nachbarkommunen auf 
Grund der öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen. 

11. die Prüfung von Vergaben sowie Bauausfüh-
rung und Bauabrechnung für die Stadtentwick-
lungsgesellschaft,  

12. die Prüfung der Verwendung der Betriebskos-
tenzuschüsse der Kindergartenträger,  

13. die Aufgaben zur Korruptionsvorbeugung und 
Korruptionsbekämpfung,  

 

§ 6 Prüfaufträge 
(1) Der Bürgermeister kann innerhalb seines Amts-
bereichs unter Mitteilung an den Rechnungsprü-
fungsausschuss (§ 103 Abs. 3 GO NRW) der örtli-
chen Rechnungsprüfung Aufträge zur Prüfung ertei-
len.  

(2) Der Rat kann der örtlichen Rechnungsprüfung 
weitere Prüfaufträge erteilen.  

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss kann der ört-
lichen Rechnungsprüfung im Rahmen seiner ge-
setzlichen und der vom Rat übertragenen Aufgaben 
Aufträge erteilen.  

§ 6 Prüfaufträge 

(1) Der Bürgermeister kann innerhalb seines Amts-
bereichs unter Mitteilung an den Rechnungsprü-
fungsausschuss (§ 104 Abs. 4 GO NRW) der örtli-
chen Rechnungsprüfung Aufträge zur Prüfung ertei-
len.  

(2) Der Rat kann der örtlichen Rechnungsprüfung 
weitere Prüfaufträge erteilen.  

(3) Der Rechnungsprüfungsausschuss kann der ört-
lichen Rechnungsprüfung im Rahmen seiner ge-
setzlichen und der vom Rat übertragenen Aufgaben 
Aufträge erteilen.  

 § 7 Vorbehalt 

(1) Die Übertragung von Aufgaben und Aufträgen 
gem. § 6 erfolgt nach Anhörung der Leitung der ört-
lichen Rechnungsprüfung sowie unter Beachtung 
der zur Verfügung stehenden personellen Ressour-
cen innerhalb der örtlichen Rechnungsprüfung.  

(2) Sofern gesetzliche Pflichtaufgaben und die be-
reits durch Beschluss des Rates übertragenen Auf-
gaben nicht mehr angemessen erledigt werden kön-
nen, hat die Leitung der Rechnungsprüfung die 
übertragende Stelle darüber zu informieren.  

(3) Die Durchführung der gesetzlichen Aufgaben 
nach § 4 Ziff. 1-8 hat Vorrang vor den zusätzlichen 
Aufgaben nach § 5 Ziff. 1-13. 

§ 7 Befugnisse 
(1) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer sind 
im Rahmen ihrer Aufgaben befugt, von der Verwal-
tung, den Sondervermögen und dem Zweckverband 
alle für die Prüfung notwendigen Auskünfte und 
Nachweise zu fordern. Außerdem ist ihnen der Zu-
tritt zu allen Diensträumen, das Öffnen von Behäl-
tern usw. zu gewähren. Akten, Schriftstücke und 
sonstige Unterlagen sind auf Verlangen auszuhän-
digen oder zu übersenden.  

(2) Die Prüferinnen und Prüfer können für die 
Durchführung ihrer Prüfungen nach § 103 Abs. 1 bis 
3 GO NRW Aufklärung und Nachweise auch gegen-
über den Abschlussprüfern der verselbständigten 
Aufgabenbereiche verlangen.  

§ 8 Befugnisse 

(1) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer sind 
im Rahmen ihrer Aufgaben befugt, von der Verwal-
tung, den Sondervermögen und dem Zweckverband 
alle für die Prüfung notwendigen Auskünfte und 
Nachweise zu fordern. Außerdem ist ihnen der Zu-
tritt zu allen Diensträumen, das Öffnen von Behäl-
tern usw. zu gewähren. Akten, Schriftstücke und 
sonstige Unterlagen sind auf Verlangen auszuhän-
digen oder zu übersenden.  

(2) Die Prüferinnen und Prüfer können für die 
Durchführung ihrer gesetzlichen und zusätzlich 
übertragenen Aufgaben und Aufträge Aufklärung 



 

 

(3) Die in Abs. 1 genannten Dienststellen haben 
den Prüferinnen und Prüfern ihre Prüfungsaufgaben 
in jeder Weise zu erleichtern.  

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung kann sich mit Zu-
stimmung des Rechnungsprüfungs-ausschusses 
Dritter als Prüfer bedienen.  

(5) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer sind 
befugt, Ortsbesichtigungen, insbesondere auf Bau-
stellen und bei Inventuraufnahmen vorzunehmen 
und die zu prüfenden Einrichtungen aufzusuchen. 
Sie können sich dabei angeschaffte oder noch an-
zuschaffende Gegenstände oder Verfahren vorfüh-
ren und erläutern lassen.  

(6) Die Leitung ist berechtigt, an den Sitzungen des 
Rates und aller Ausschüsse teilzunehmen.  

und Nachweise auch gegenüber den Abschlussprü-
ferinnen und -prüfern der verselbständigten Aufga-
benbereiche verlangen.  

(3) Die in Abs. 1 genannten Dienststellen haben 
den Prüferinnen und Prüfern ihre Prüfungsaufgaben 
in jeder Weise zu erleichtern.  

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung kann sich mit 
Zustimmung des Rechnungsprüfungsausschusses 
Dritter als Prüfer bedienen.  

(5) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer sind 
befugt, Ortsbesichtigungen, insbesondere auf Bau-
stellen und bei Inventuraufnahmen vorzunehmen 
und die zu prüfenden Einrichtungen aufzusuchen. 
Sie können sich dabei angeschaffte oder noch an-
zuschaffende Gegenstände oder Verfahren vorfüh-
ren und erläutern lassen.  

(6) Die Leitung ist berechtigt, an den Sitzungen des 
Rates und aller Ausschüsse teilzunehmen.  

 

§ 8 Mitteilungspflichten gegenüber der örtlichen 
Rechnungsprüfung 

(1) Der örtlichen Rechnungsprüfung sind alle Vor-
schriften und Verfügungen sowie alle sonstigen Un-
terlagen, die zur Prüfung benötigt werden (z. B. 
Stellenpläne, Entgelttarife, Preisverzeichnisse, Ge-
bührenordnungen usw.), unverzüglich bei ihrem Er-
scheinen zuzuleiten.  

(2) Dienstanweisungen sind vor ihrem Erlass der 
örtlichen Rechnungsprüfung zur Kenntnis und mög-
lichen Stellungnahme zuzuleiten. Verträge sind vor 
ihrer Unterzeichnung auf Verlangen der örtlichen 
Rechnungsprüfung vorzulegen.  

(3) Die örtliche Rechnungsprüfung ist von den be-
troffenen Dienststellen der Verwaltung, des Sonder-
vermögens und des Zweckverbandes unter Darle-
gung des Sachverhalts unmittelbar und unverzüg-
lich zu unterrichten, wenn sich ein begründeter Ver-
dacht dienstlicher Verfehlungen oder sonstiger Un-
regelmäßigkeiten ergibt. Das Gleiche gilt für alle 
Verluste sowie für Kassenfehlbeträge.  

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung ist von der Ab-
sicht, wesentliche Änderungen in der Organisation 
der Verwaltung oder auf dem Gebiet des Haushalts- 
und Rechnungswesens vorzunehmen, insbeson-
dere, wenn damit Umstellungen auf EDV sowie Än-
derungen in diesem Bereich verbunden sind, so 
rechtzeitig in Kenntnis zu setzen, dass sie sich vor 
der Entscheidung gutachterlich äußern kann.  

(5) Die örtliche Rechnungsprüfung erhält die Tages-
ordnung (mit Anlagen) und Sitzungs-niederschriften 

§ 9 Mitteilungspflichten gegenüber der örtlichen 

Rechnungsprüfung 

(1) Der örtlichen Rechnungsprüfung sind alle Vor-
schriften und Verfügungen sowie alle sonstigen Un-
terlagen, die zur Prüfung benötigt werden (z. B. 
Stellenpläne, Entgelttarife, Preisverzeichnisse, Ge-
bührenordnungen usw.), unverzüglich bei ihrem Er-
scheinen zuzuleiten.  

(2) Dienstanweisungen sind vor ihrem Erlass der 
örtlichen Rechnungsprüfung zur Kenntnis und mög-
lichen Stellungnahme zuzuleiten. Verträge sind vor 
ihrer Unterzeichnung auf Verlangen der örtlichen 
Rechnungsprüfung vorzulegen.  

(3) Die örtliche Rechnungsprüfung ist von den be-
troffenen Dienststellen der Verwaltung, des Sonder-
vermögens und des Zweckverbandes unter Darle-
gung des Sachverhalts unmittelbar und unverzüg-
lich zu unterrichten, wenn sich ein begründeter Ver-
dacht dienstlicher Verfehlungen oder sonstiger Un-
regelmäßigkeiten ergibt. Das Gleiche gilt für alle 
Verluste sowie für Kassenfehlbeträge.  

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung ist von der Ab-
sicht, wesentliche Änderungen in der Organisation 
der Verwaltung oder auf dem Gebiet des Haushalts- 
und Rechnungswesens vorzunehmen, insbeson-
dere, wenn damit Umstellungen auf EDV sowie Än-
derungen in diesem Bereich verbunden sind, so 
rechtzeitig in Kenntnis zu setzen, dass sie sich vor 
der Entscheidung gutachterlich äußern kann.  

(5) Die örtliche Rechnungsprüfung erhält die Tages-
ordnung (mit Anlagen) und Sitzungsniederschriften 



des Rates und seiner Ausschüsse zur Kenntnis-
nahme. Das Gleiche gilt für Ausschüsse der Son-
dervermögen und des Zweckverbandes, die der 
Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung unterlie-
gen.  

(6) Der örtlichen Rechnungsprüfung sind Ab-
schlüsse, Prüfberichte von Wirtschaftsprüfern, verei-
digten Buchprüfern o. ä. sowie Geschäfts-/Lagebe-
richte von städtischen Sondervermögen, Gesell-
schaften oder solchen, an denen die Stadt unmittel-
bar oder mittelbar beteiligt ist, durch die sachbear-
beitenden Bereiche vorzulegen.  

(7) Die örtliche Rechnungsprüfung erhält die Namen 
und Unterschriftsproben der verfügungs-, anwei-
sungs- und zeichnungsberechtigten Bediensteten. 
Außerdem sind die Namen der Bediensteten vorzu-
legen, die berechtigt sind, für die Stadt Verpflich-
tungserklärungen abzugeben; hierbei ist der Um-
fang der Vertretungsbefugnis zu vermerken.  
(8) Der örtlichen Rechnungsprüfung sind die Prü-
fungsberichte anderer Prüfungsorgane (GPA, Bun-
desrechnungshof, Landesrechnungshof, Bezirksre-
gierung, Kreis Coesfeld, Finanzamt u.a.) sowie die 
Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich zuzu-
leiten.  

des Rates und seiner Ausschüsse zur Kenntnis-
nahme. Das Gleiche gilt für Ausschüsse der Son-
dervermögen und des Zweckverbandes, die der 
Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung unterlie-
gen.  

(6) Der örtlichen Rechnungsprüfung sind Ab-
schlüsse, Prüfberichte von Wirtschaftsprüfern, verei-
digten Buchprüfern o. ä. sowie Geschäfts-/Lagebe-
richte von städtischen Sondervermögen, Gesell-
schaften oder solchen, an denen die Stadt unmittel-
bar oder mittelbar beteiligt ist, durch die sachbear-
beitenden Bereiche vorzulegen.  

(7) Die örtliche Rechnungsprüfung erhält die Na-
men und Unterschriftsproben der verfügungs-, an-
weisungs- und zeichnungsberechtigten Bedienste-
ten. Außerdem sind die Namen der Bediensteten 
vorzulegen, die berechtigt sind, für die Stadt Ver-
pflichtungserklärungen abzugeben; hierbei ist der 
Umfang der Vertretungsbefugnis zu vermerken.  

(8) Der örtlichen Rechnungsprüfung sind die Prü-
fungsberichte anderer Prüfungsorgane (GPA, Bun-
desrechnungshof, Landesrechnungshof, Bezirksre-
gierung, Kreis Coesfeld, Finanzamt u.a.) sowie die 
Stellungnahme der Verwaltung unverzüglich zuzu-
leiten.  

§ 9 Durchführung der Prüfung 
(1) Bei Prüfungen sollen vorab die Leitungen der zu 
prüfenden Organisationseinheiten über den Prü-
fungsauftrag unterrichtet werden, soweit es der Prü-
fungszweck zulässt. Es ist Rücksicht darauf zu neh-
men, dass durch die Prüfung der Geschäftsablauf 
möglichst nicht gehemmt oder gestört wird. Vor Ab-
schluss solcher Prüfungen soll das Prüfergebnis be-
sprochen werden.  

(2) Werden bei Durchführung von Prüfungen Verun-
treuungen, Unterschlagungen, Korruption oder we-
sentliche Unkorrektheiten festgestellt, so hat die Lei-
tung der örtlichen Rechnungsprüfung unverzüglich 
den Bürgermeister zu unterrichten. Dem Rech-
nungsprüfungsausschuss ist hiervon in seiner 
nächsten Sitzung Bericht zu erstatten.  

(3) Stößt die Prüfung auf Schwierigkeiten, so hat die 
Leitung der örtlichen Rechnungsprüfung den Bür-
germeister um die erforderlichen Maßnahmen zu 
bitten. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist hier-
von in seiner nächsten Sitzung in Kenntnis zu set-
zen.  

(4) Verwaltung, Sondervermögen und Zweckver-
bände, denen Berichte oder Prüfungs-bemerkungen 
der örtlichen Rechnungsprüfung mit der Bitte um 
Stellungnahme zugehen, haben sich hierzu in ange-
messener Frist zu äußern. Diese Frist beträgt vier 

§ 10 Durchführung der Prüfung 

(1) Bei Prüfungen sollen vorab die Leitungen der zu 
prüfenden Organisationseinheiten über den Prü-
fungsauftrag unterrichtet werden, soweit es der Prü-
fungszweck zulässt. Es ist Rücksicht darauf zu neh-
men, dass durch die Prüfung der Geschäftsablauf 
möglichst nicht gehemmt oder gestört wird. Vor Ab-
schluss solcher Prüfungen soll das Prüfergebnis be-
sprochen werden.  

(2) Werden bei Durchführung von Prüfungen Verun-
treuungen, Unterschlagungen, Korruption oder we-
sentliche Unkorrektheiten festgestellt, so hat die Lei-
tung der örtlichen Rechnungsprüfung unverzüglich 
den Bürgermeister zu unterrichten. Dem Rech-
nungsprüfungsausschuss ist hiervon in seiner 
nächsten Sitzung Bericht zu erstatten.  

(3) Stößt die Prüfung auf Schwierigkeiten, so hat 
die Leitung der örtlichen Rechnungsprüfung den 
Bürgermeister um die erforderlichen Maßnahmen zu 
bitten. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist hier-
von in seiner nächsten Sitzung in Kenntnis zu set-
zen.  

(4) Verwaltung, Sondervermögen und Zweckver-
bände, denen Berichte oder Prüfungsbemerkungen 
der örtlichen Rechnungsprüfung mit der Bitte um 
Stellungnahme zugehen, haben sich hierzu in ange-
messener Frist zu äußern. Diese Frist beträgt vier 



Wochen, es sei denn, es ist eine andere Frist ver-
einbart. Eine Äußerung ist nicht erforderlich, soweit 
Zusagen zu Prüfungsbemerkungen in Berichten be-
reits in der Schlussbesprechung gemacht und in 
den jeweiligen Bericht übernommen worden sind. 

Wochen, es sei denn, es ist eine andere Frist ver-
einbart. Eine Äußerung ist nicht erforderlich, soweit 
Zusagen zu Prüfungsbemerkungen in Berichten be-
reits in der Schlussbesprechung gemacht und in 
den jeweiligen Bericht übernommen worden sind.  

§ 10 Prüfung des Jahresabschlusses und Ge-
samtabschlusses 

(1) Der Bürgermeister leitet den vom Kämmerer auf-
gestellten und von ihm bestätigten Entwurf des Jah-
resabschlusses einschließlich Lagebericht zeitgleich 
mit der Vorlage an den Rat der örtlichen Rech-
nungsprüfung zu.  

(2) Ergeben sich bei der Prüfung wesentliche Fest-
stellungen, die aus Sicht der örtlichen Rechnungs-
prüfung eine Änderung des Entwurfs des Jahresab-
schlusses erforderlich machen, werden diese in ei-
ner Veränderungsliste zusammengestellt und der 
Verwaltung mit der Aufforderung zur Korrektur des 
Entwurfes vorgelegt.  

(3) Nach einer Änderung wird der korrigierte Jahres-
abschluss vom Kämmerer und vom Bürgermeister 
unterschrieben und der weiteren Prüfung zugrunde 
gelegt.  

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung fasst die Ergeb-
nisse der Prüfung des Jahresabschlusses in einem 
schriftlichen Bericht zusammen und leitet diesen 
dem Rechnungsprüfungsausschuss mit einem Be-
stätigungsvermerk oder einem Vermerk über seine 
Versagung gemäß § 101 GO NRW zur Beratung zu. 
Der Bericht und der Vermerk sind von der Leitung 
zu unterzeichnen.  

 

 

 

 

 

(5) Werden der Jahresabschluss, der Gesamtab-
schluss, der Lagebericht oder der Gesamtlagebe-
richt geändert, nachdem die örtliche Rechnungsprü-
fung ihren Prüfbericht dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss vorgelegt hat, so sind diese Unterlagen, so-
weit die Änderung es erfordert, erneut zu prüfen. 
Die Absätze 1 bis 3 finden entsprechende Anwen-
dung.  

(6) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät über 
den Bericht der örtlichen Rechnungsprüfung. In sei-
nem Schlussbericht fasst der Rechnungsprüfungs-
ausschuss das Ergebnis der Prüfung in einem Be-
stätigungsvermerk zusammen (§ 101 GO NRW) 
und legt diesen mit dem Schlussbericht dem Rat zur 

§ 11 Prüfung des Jahresabschlusses und Ge-

samtabschlusses 

(1) Der Bürgermeister leitet den vom Kämmerer 
aufgestellten und von ihm bestätigten Entwurf des 
Jahresabschlusses einschließlich Lagebericht zeit-
gleich mit der Vorlage an den Rat der örtlichen 
Rechnungsprüfung zu.  

(2) Ergeben sich bei der Prüfung wesentliche Fest-
stellungen, die aus Sicht der örtlichen Rechnungs-
prüfung eine Änderung des Entwurfs des Jahresab-
schlusses erforderlich machen, werden diese in ei-
ner Veränderungsliste zusammengestellt und der 
Verwaltung mit der Aufforderung zur Korrektur des 
Entwurfes vorgelegt.  

(3) Nach einer Änderung wird der korrigierte Jah-
resabschluss vom Kämmerer und vom Bürgermeis-
ter unterschrieben und der weiteren Prüfung zu-
grunde gelegt.  

(4) Die örtliche Rechnungsprüfung fasst die Ergeb-
nisse der Prüfung des Jahresabschlusses in einem 
schriftlichen Bericht zusammen und leitet diesen 
dem Rechnungsprüfungsausschuss mit einem Be-
stätigungsvermerk oder einem Vermerk über seine 
Versagung zur Beratung zu. Bericht und Bestäti-
gungsvermerk haben den Vorgaben des § 102 Abs. 
8 GO NRW zu entsprechen. Der Bericht und der 
Vermerk sind von der Leitung zu unterzeichnen. 

(5) In der Sitzung des Rechnungsprüfungsaus-
schusses hat die Leitung der örtlichen Rechnungs-
prüfung über die wesentlichen Ergebnisse der Prü-
fung, insbesondere wesentliche Schwächen des in-
ternen Kontrollsystems bezogen auf den Rech-
nungslegungsprozess, zu berichten. 

(6) Werden der Jahresabschluss, der Gesamtab-
schluss, der Lagebericht oder der Gesamtlagebe-
richt geändert, nachdem die örtliche Rechnungsprü-
fung ihren Prüfbericht dem Rechnungsprüfungsaus-
schuss vorgelegt hat, so sind diese Unterlagen, so-
weit die Änderung es erfordert, erneut zu prüfen. 
Die Absätze 1 bis 3 finden entsprechende Anwen-
dung.  

(7) Der Rechnungsprüfungsausschuss hat zu dem 
Ergebnis der Jahresabschlussprüfung schriftlich ge-
genüber dem Rat Stellung zu nehmen. Am Schluss 
dieses Berichtes hat der Rechnungsprüfungsaus-
schuss zu erklären, ob nach dem abschließenden 
Ergebnis seiner Prüfung Einwendungen zu erheben 



Feststellung des Jahresabschlusses und zur Be-
schlussfassung über die Entlastung (§ 96 GO NRW) 
vor. Der Bestätigungsvermerk ist vom Vorsitzenden 
des Rechnungsprüfungsausschusses zu unterzeich-
nen.  

(7) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch den 
Rechnungsprüfungsausschuss an den Rat ist dem 
Bürgermeister Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
Prüfungsbericht zu geben. Soweit der Kämmerer 
von seinem Recht nach § 95 Abs. 3 Satz 3 GO 
NRW Gebrauch macht, wird auch ihm dazu Gele-
genheit gegeben.  

(8) Soweit der Schlussbericht des Rechnungsprü-
fungsausschusses nicht mit der Auffassung der örtli-
chen Rechnungsprüfung übereinstimmt, ist die ab-
weichende Auffassung der Leitung dem Rat zur 
Kenntnis zu bringen.  

(9) Die Absätze 1 bis 7 finden für die Prüfung der 
Eröffnungsbilanz und des Gesamtabschlusses ent-
sprechende Anwendung.  

 

sind und ob er den vom Bürgermeister aufgestellten 
Jahresabschluss und Lagebericht billigt.  
 
 
 

(8) Vor Abgabe des Prüfungsberichtes durch den 
Rechnungsprüfungsausschuss an den Rat ist dem 
Bürgermeister Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
Prüfungsbericht zu geben. Soweit der Kämmerer 
von seinem Recht nach § 95 Abs. 5 Satz 3 GO 
NRW Gebrauch macht, wird auch ihm dazu Gele-
genheit gegeben.  

(9) Soweit der Schlussbericht des Rechnungsprü-
fungsausschusses nicht mit der Auffassung der örtli-
chen Rechnungsprüfung übereinstimmt, ist die ab-
weichende Auffassung der Leitung dem Rat zur 
Kenntnis zu bringen.  

(10) Sofern ein Gesamtabschluss und ein Ge-
samtlagebericht aufgestellt werden, finden die Ab-
sätze 1 bis 9 entsprechende Anwendung. 

§ 11 Sonstige Berichte 
(1) Berichte von wesentlicher Bedeutung sind dem 
Bürgermeister, den zuständigen Dezernenten und 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorzulegen.  

(2) Bei Zweifeln darüber, was als wesentlich und 
wichtig zu bewerten ist, entscheidet die Leitung der 
örtlichen Rechnungsprüfung.  

(3) Ergeben sich aus dem Bericht Feststellungen 
von dezernats- oder abteilungsüber-greifender Be-
deutung, werden die hiervon betroffenen Dienststel-
len ebenfalls unterrichtet.  

§ 12 Sonstige Berichte 

(1) Berichte von wesentlicher Bedeutung sind dem 
Bürgermeister, den zuständigen Dezernenten und 
dem Rechnungsprüfungsausschuss vorzulegen.  

(2) Bei Zweifeln darüber, was als wesentlich und 
wichtig zu bewerten ist, entscheidet die Leitung der 
örtlichen Rechnungsprüfung.  

(3) Ergeben sich aus dem Bericht Feststellungen 
von dezernats- oder abteilungsübergreifender Be-
deutung, werden die hiervon betroffenen Dienststel-
len ebenfalls unterrichtet.  

§ 12 Inkrafttreten 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt mit dem 
Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung vom 
17.12.1998 außer Kraft. 

§ 13 Inkrafttreten 

(1) Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt mit dem 
Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Rechnungsprüfungsordnung vom 
14.01.2009 außer Kraft.  

 

 


